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4. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt die für die 
Ausstellung des Ausweises über die Arbeitseignung zustän­
dige Stelle und setzt die Bedingungen für die Ausstellung 
und Ausgabe dieses Ausweises fest.

Artikel 3
1. Die Eignung der Kinder und Jugendlichen für die von 

ihnen ausgeübte Arbeit bleibt bis zur Erreichung des acht­
zehnten Lebensjahres Gegenstand ärztlicher Überwachung.

2. Die Beschäftigung eines Kindes oder Jugendlichen unter 
achtzehn Jahren darf nur unter der Bedingung fortgesetzt 
werden, daß die ärztliche Untersuchung wenigstens einmal 
im Jahr wiederholt wird.

3. Die innerstaatliche Gesetzgebung wird
a) die besonderen Voraussetzungen festsetzen, unter denen 

eine zusätzliche ärztliche Untersuchung neben der jährli­
chen Untersuchung oder eine Untersuchung in kürzeren 
Zeitabständen stattfinden muß, um eine wirksame Über­
wachung unter Berücksichtigung der mit der Arbeit ver­
bundenen Gefahren und des durch die vorangehenden 
Untersuchungen ermittelten Gesundheitszustandes des 
Kindes oder des Jugendlichen zu gewährleisten,

b) die zuständige Stelle ermächtigen, in Ausnahmefällen 
Wiederholungen der ärztlichen Untersuchung zu fordern.

Artikel 4
1. Für Arbeiten mit hohen Gefahren für die Gesundheit 

sind die ärztliche Untersuchung über die Arbeitseignung und 
ihre regelmäßige Wiederholung mindestens bis zum einund­
zwanzigsten Lebensjahr vorzuschreiben.

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung wird die Arbeiten oder 
Gruppen von Arbeiten, für welche die ärztliche Untersu­
chung über die Arbeitseignung und ihre Wiederholungen 
mindestens bis zum einundzwanzigsten Lebensjahr vorzu­
schreiben sind, selbst bezeichnen oder eine geeignete Behörde 
hierzu ermächtigen.

Artikel 5
Die ärztlichen Untersuchungen auf Grund der vorangehen­

den Artikel dürfen für das Kind, den Jugendlichen oder die 
Eltern keinerlei Unkosten zur Folge haben.

Artikel 6
1. Die zuständige Stelle hat angemessene Maßnahmen zur 

Berufsberatung und körperlichen und beruflichen Umschu­
lung der Kinder und der Jugendlichen zu treffen, bei denen 
die ärztliche Untersuchung Untauglichkeit für bestimmte Ar­
ten von Arbeiten oder körperliche Fehler oder Mängel er­
geben hat.

2. Die zuständige Stelle bestimmt Art und Umfang dieser 
Maßnahmen. Zu diesem Zweck ist eine Zusammenarbeit der 
beteiligten Arbeite-, Arzt-, Schul- und Sozialdienste herbei­
zuführen und zwischen diesen Diensten zur Durchführung 
der Maßnahmen eine wirksame Fühlung zu erhalten.

3. Die innerstaatliche Gesetzgebung kann vorsehen, daß 
den Kindern und den Jugendlichen, deren Arbeitseignung 
nicht klar festgestellt ist,
a) zeitweilige Arbeitsermächtigungen oder ärztliche Zeug­

nisse mit zeitlich begrenzter Gültigkeit ausgestellt wer­
den, nach deren Ablauf der jugendliche Arbeitnehmer 
sich erneut einer Untersuchung zu unterziehen hat,

b) Ermächtigungen oder Zeugnisse ausgestellt werden, die 
besondere Arbeitsbedingungen festsetzen.

Artikel 7
1. Der Arbeitgeber hat entsprechend den von der Gesetz­

gebung zu treffenden Bestimmungen entweder das ärztliche 
Zeugnis über die Arbeitseignung oder die Arbeitsermächti­
gung oder das Arbeitsbuch zum Beweise, daß keine ärztli­

chen Bedenken gegen die Beschäftigung bestehen, aufzube­
wahren und zur Verfügung der Arbeitsaufsicht zu halten.

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt
a) die Maßnahmen, die zur Feststellung der Persönlichkeit 

zu treffen sind, um die Anwendung des Verfahrens der 
ärztlichen Eignungsprüfung auf die Kinder und die Ju­
gendlichen zu gewährleisten, die für eigene Rechnung 
oder für Rechnung ihrer Eltern im Umherziehen oder bei 
anderen auf Straßen oder an allgemein zugänglichen Or­
ten ausgeführten Arbeiten beschäftigt werden,

b) die sonstigen Überwachungsverfahren zur Gewährleistung 
einer strengen Durchführung des Übereinkommens.

Teil II.

Sonderbestimmungen für bestimmte Staaten

Artikel 8
1. Umfaßt das Gebiet eines Mitgliedes ausgedehnte Lan­

desteile, in denen die zuständige Stelle die Bestimmungen 
dieses Übereinkommens wegen der Spärlichkeit der Bevöl­
kerung oder des Grades ihrer Entwicklung für undurchführ­
bar hält, so kann sie diese Landesteile von der Durchfüh­
rung des Übereinkommens entweder allgemein oder mit den 
ihr angemessen erscheinenden Ausnahmen in bezug auf be­
stimmte Betriebe oder Arbeiten befreien.

2. Jedes Mitglied hat in seinem ersten Jahresbericht, den 
es auf Grund von Artikel 22 der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation über die Durchführung dieses 
Übereinkommens vorzulegen hat, alle Landesteile zu be­
zeichnen, für die es von diesem Artikel Gebrauch zu ma­
chen beabsichtigt. In der Folge darf kein Mitglied von diesem 
Artikel für andere als die дп dieser Weise bezeichneten Lan­
desteile Gebrauch machen.

3. Jedes Mitglied, das von den Bestimmungen dieses Arti­
kels Gebrauch macht, hat in seinen späteren Jahresberichten 
die Landesteile zu bezeichnen, für die es auf das Recht ver­
zichtet, von den genannten Bestimmungen Gebrauch zu ma­
chen.

Artikel 9
1. Jedes Mitglied, das vor dem Zeitpunkt der Annahme 

von gesetzlichen Vorschriften, welche die Ratifikation dieses 
Übereinkommens ermöglichen, keine gesetzlichen Vorschrif­
ten über die ärztliche Untersuchung der Eignung von Kin­
dern und Jugendlichen zu nichtgewerblichen Arbeiten besaß, 
kann durch eine der Ratifikation beigefügte Erklärung das 
in den Artikeln 2 und 3 festgesetzte Alter von achtzehn Jah­
ren durch ein Alter ersetzen, das niedriger als achtzehn Jahre, 
aber keinesfalls niedriger als sechzehn Jahre sein darf, und 
das in Artikel 4 festgesetzte Alter von einundzwanzig Jahren 
durch ein Alter, das niedriger als einundzwanzig, aber kei­
nesfalls niedriger als neunzehn Jahre sein darf.

2. Jedes Mitglied, das eine solche Erklärung abgegeben 
hat, kann sie durch eine spätere Erklärung jederzeit wider­
rufen.

3. Jedes Mitglied, für das eine Erklärung nach Absatz 1 
dieses Artikels in Kraft ist, hat in seinem Jahresbericht über 
die Durchführung dieses Übereinkommens anzugeben, in 
welchem Umfang Fortschritte in der Richtung auf die völlige 
Durchführung der Bestimmungen des Übereinkommens er­
zielt worden sind.

Teil III.
Schlußbestimmungen

Artikel 10
Soweit kraft Gesetz, Entscheidung, Gewohnheit oder Ver­

einbarung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern gün-


